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Junge SVP Aargau: Sozialhilfe
nach zwei Jahren kürzen
Jungpartei lanciert eine Volksinitiative – Anwalt für Sozialhilferecht
bezeichnet die Forderung als willkürlich und rechtlich kaumhaltbar.

Fabian Hägler

Mehr als 1000 Personen im
Kanton beziehen seit über sie-
ben Jahren Sozialhilfe – das
schreibtdie JungeSVPAargau in
einer Mitteilung. Mit einer Ini-
tiative, deren Lancierung am
Parteitag einstimmig beschlos-
sen wurde, will die Jungpartei
dieser Entwicklung ein Ende
setzen. Das Volksbegehren ver-
langt, dassdie Sozialhilfebeiträ-
ge nach zwei Jahren um fünf
Prozent gekürzt werden.

Sozialhilfe solle jeweils ge-
zielt und massvoll angewendet
werden, Bezüger sollten nur
kurz vom Staat abhängig sein,
hält die Junge SVP Aargau fest.
ImmermehrMenschenwürden
jedoch immer mehr und deut-
lich länger Sozialhilfe beziehen.
Durchdie InitiativewürdenKos-
ten reduziert, der Arbeitswille
erhöhtunddieAnzahlderBezü-
ger gesenkt. Eine Senkung des
Grundbedarfes bei Langzeitbe-
zügern sorge für eineEntlastung
der Aargauer Gemeinden und
fördere dieWirtschaft.

Kritik:Fristwillkürlich,
kein sachlicherGrund
Aber wäre eine Kürzung bei
Langzeitbezügern überhaupt
rechtensundmit dengeltenden
nationalenVorgaben fürdie So-
zialhilfe vereinbar?TobiasHobi,
Rechtsanwalt bei derUnabhän-
gigen Fachstelle für Sozialhilfe-
recht, sagt auf Anfrage: «Die
Kantone können von den Emp-
fehlungen der Schweizerischen

Konferenz für Sozialhilfe (Skos)
abweichen und tun das auch.»
EineKürzung von5Prozent des
Grundbedarfs nach zwei Jahren
wäre laut Hobi aus mehreren
Gründen kaumhaltbar.

«Es gibt keinen sachlichen
Grund dafür, die Frist von zwei
Jahren ist willkürlich, es ist eine
Ungleichbehandlung einer
Gruppe von Sozialhilfebezie-
henden und es könnte auch vor
dem Hintergrund der Men-
schenrechteproblematischwer-
den.»Wenndie Initiative ange-
nommenwürdeundBetroffene
gegen einen solchenAbzug kla-
gen würden, geht Hobi davon
aus, dassdieGerichtediesenals
unzulässig beurteilenwürden.

Sozialhilfe-Anwalt:Arme
nicht zusätzlichbestrafen
Hobi sagt weiter: «Uns macht
das betroffen und traurig, eine
solcheForderungkannmannur
stellen, wennmandie Situation
dieser Menschen nicht kennt.»
Die Mitarbeitenden der Fach-
stelle hätten jeden Tag mit Be-
troffenen zu tun, dass nun die
Armennochmehr bestraftwer-
densollen,mache ihn sprachlos.

DieRegeln inder Sozialhilfe
seien heute schon sehr scharf,
argumentiert derRechtsanwalt:
Die Menschen seien gezwun-
gen, jede Arbeit anzunehmen,
die zumutbar ist. Wenn sie das
nicht tun,wird ihnenderGrund-
bedarf gekürzt.Hobibetont:«Es
gibt aus unserer Sicht keine
Langzeitbezüger, die arbeiten
könnten, dies aber nicht wollen

– zumindest istmir kein solcher
Fall bekannt.»

Die Junge SVP dürfte dies
wenigbeeindrucken, siehatden
Zeitplan für ihr Volksbegehren
bekannt gegeben. Zuerst wird
bisEnde JahrdasKomiteegebil-
det und der Initiativtext dem
Kanton zur Prüfung zugestellt.
DerStart fürdieUnterschriften-
sammlung für die Initiative ist
dann fürApril 2023vorgesehen.

VorstössezurReduktionder
Sozialhilfegescheitert
Die Sozialhilfekosten waren im
Aargau inden letzten Jahren im-
mer wieder ein Thema. So gab
es mehrere Vorstösse, um die
Bedingungen für den Sozialhil-
febezug zu verschärfen und die
Höhe der Beiträge zu reduzie-
ren, die allerdings scheiterten.
In der Antwort auf einen SVP-
Vorstoss zeigte der Regierungs-
rat auf, dass Schweizerinnen
und Schweizer im Jahr 2020 im
AargaudurchschnittlichelfMo-
nate lang Sozialhilfe bezogen.

Etwas weniger lang bleiben
Ausländer aus EU-Staaten mit
Status B oderC in der Sozialhil-
fe.Deutlich länger – zwischen14
und31Monaten –beziehenPer-
sonen aus dem übrigen Europa
Beiträge.Noch länger ist dieBe-
zugsdauermit 12bis 51Monaten
bei Menschen aus Afrika. Zwi-
schenzwölf und25Monate sind
PersonenausLateinamerika im
Aargauauf Sozialhilfe angewie-
sen, bei den Asiatinnen und
Asiaten waren es im Jahr 2020
zwischen 21 und 34Monate.

Alpine Air Ambulance verliert Rechtsstreit
Bundesgericht weist Beschwerde derHelikopter-Firmamit Basis imBirrfeld ab.

Die Alpine Air Ambulance
(AAA)flogeinen ihrerRettungs-
helikopter regelmässig amMor-
gen von ihrer Basis im Birrfeld
auf den Landeplatz des Spitals
Schlieren und Abends wieder
zurück. Das Bundesamt für Zi-
villuftfahrt (Bazl) verbot diese
sogenanntenBereitstellungsflü-
ge imFebruar2021.DasAmtbe-
gründete seinen Entscheid da-
mit, dass diese Flüge keinen
direkten Bezug zu einer Hilfe-
leistung hätten und damit mit
den gesetzlichen Grundlagen
nicht vereinbar seien. Die AAA
legte gegen den Entscheid zu-
erst beim Bundesverwaltungs-
gericht Beschwerde ein – aller-
dings vergeblich – undzogdann
weiter vor Bundesgericht.

Die AAA argumentierte,
dassdieNutzungdesLandeplat-
zes imZusammenhangmit den
Einsätzen steheundnichtbewil-
ligungspflichtig sei. So sei man
näher an den Patientinnen und
Patienten und könne Zeit spa-
ren. Zudem führe die Rega
ebenfalls solcheBereitstellungs-
flügedurch.Nunwurdediewei-
tergezogene Beschwerde auch
vom Bundesgericht abgelehnt,
wiedieNachrichtenagentur sda
berichtete. Das Gericht kommt
in einem am Freitag veröffent-

lichtenUrteil zumSchluss, dass
es den Bereitstellungsflügen an
einemZusammenhangzueiner
direktenHilfeleistung fehlt.

Helikopterbesetztden
LandeplatzdesSpitals
Denndiesedientennicht in ers-
ter Linie der Bergung und Ret-
tung. Ob es wirklich zu einem
Einsatz im Verlauf des Tages
komme, sei bei Antreten des
Fluges noch nicht klar. Weiter
werde durch den Bereitstel-
lungsflug ein Landeplatz auf
dem Spital besetzt, der nur von
anderenHelikopternangeflogen
werdenkann,wennderHeliko-

pter derAAAzuerstwiederweg
fliegt.AusserdemseienSpitäler
oft indichtbesiedeltenGebieten
positioniert, weshalb eswichtig
sei, Leerflüge und den damit
verbundenen Lärm zu reduzie-
ren. Vor allem auch deshalb,
weil gar nicht klar sei, ob die
Flugzeit vom Spital-Landeplatz
aus überhaupt verkürzt werde,
je nach Einsatzort.

Abgewiesenwurdeauchdas
ArgumentderUngleichbehand-
lung der Rega. Die AAA habe
nicht nachweisen können, dass
die Rega auch Bereitstellungs-
flüge mache und dass dies vom
Bazl toleriert werde. (az/at)

Ein Rettungshelikopter der Alpine Air Ambulance (AAA), die ihre Basis
auf dem Flugplatz Birrfeld hat. Bild: Alpine Air Ambulance / ZVG

Zehnder Group, ein Hersteller von
Heiz- und Lüftungsanlagen ausGräni-
chen, dessen Patron damals gegen die
Konzernverantwortungs-Initiativewei-
belte, veröffentlichte 2022 zum ersten
Mal einen Statusbericht zur Nachhal-
tigkeit desUnternehmens.

Wierechnetmanden
CO2-Aussstosskorrektaus?
Dabei handelt es sich noch nicht um
einen umfassenden Bericht. Letzterer
soll erst 2023 vollständig erscheinen.
MomentanhatZehnder jedenfallsnoch
keineCO2-Bilanzentlang seinerWert-
schöpfungskette erstellt, genauso we-
nigwie die – ebenfalls börsennotierte –
AluflexpackGruppe aus Reinach.

Hingegen hat Mammut in seinem
Nachhaltigkeitsbericht den CO2-Aus-
stoss entlang seiner Wertschöpfungs-
kettemitberechnet.NebenderAuswer-
tung der verursachten Verschmutzung
müsstengemässOettli vomWWFauch
Ziele gesetzt werden. Diese müssen
sichandenplanetarenBelastungsgren-
zenorientierenausrichten.Verantwor-
tungsvolle Unternehmen setzen ihre
ZieleundMassnahmenso,dass sieRes-
sourcen innerhalbderplanetarenGren-

zen verbrauchen. Beim Klimaschutz
und den dafür nötigen Massnahmen
können sichUnternehmen auf die Sci-
ence Based Target Initiative (SBTI)
stützen, die eine Netto-Null-Emission
vonTreibhausgas bis 2050 vorgibt.

DieEnergiedienstHoldingAGhin-
gegen, die von Laufenburg aus Strom
undEnergie inderSchweizund imsüd-
deutschenRaumverkauft, gibt sichbe-
reits jetzt zum Ziel, vollständig klima-
neutral zu arbeiten. Der Medikamen-
tenhersteller Siegfriedhat sichzumZiel
gesetzt, bis 2050 völlig dekarbonisiert
zu sein. Andere börsennotierte Unter-
nehmen im Kanton, wie die Dottikon
ES oder Montana Aerospace, haben
noch keine Nachhaltigkeitsberichte
veröffentlicht. Transparenz und Ziele
sinddas eine:DasUmsetzen ist das an-
dere. Die Aargauer Wirtschaft wird in
Zukunft gefordert sein, ihren Beitrag
zurNachhaltigkeit undVerantwortung
transparent offenzulegen und auch
konkreteSchritte vorweisenzukönnen.
AuchamWirtschaftskongresskamdies
auf: Immermehr sind Firmen gefragt,
mehr fürdieUmwelt zu tun, umgegen-
über ihrenGeschäftspartnernundKun-
den glaubhaft zuwirken. (jda)

Ricola-CEO
Thomas P.
Meier setzt
auf Biokräuter.
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Amag-CEO
Helmut Ruhl,
alt Bundes-
rätin Doris
Leuthard und
Ricola-Chef
Thomas P.
Meier.
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Amag will die
Autobranche
klimaneutral
gestalten.
Bild: ZVG
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